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Beklagten und Revisionsklägerin,
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als Urkundsbeamter
_ . ‘

der Geschäftsstelle
_

_‘ Kläger und Revisionsbeklagtena
‚\ V—PfozeßbeVOllm'ä£htigteä

°0G°Uogoggoouaobnüc°n■o ”'n'

Der 12. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die
mündliche Verhandlung vom 31° Mai 1967 hin durch

'Senatspräsident R‘a & c k
.* Vorsitzender »;

J‚ Bundesfichterin G e y s 9 FV, ‘
Bundesrichter . Dr„ F r i e d e r i @ h—s

Bundessozialrichter R e i m e r und

Bundessozialrichter B e n e d y cvz u K

'für Recht erkannt:

Die RGVision der Beklagten gegen das Urteil des
Landessezialgerichts NiedersaChsen vom 19„ Novem—

ber_1963 wird zurückgewiesen,

Die B8klagte hat dem Kläger die außergerichtlichen

Kosten auch des Revisionsverfahrens zu erstatten°
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Gründe
-_._———.—. _n.-u-u——

Die Beteiligten streiten darüber, ob die Berechnung der"

für den VerSicherten maßgebenden Rentenbemessungsgrundlage

für Zeiten vor dem 1„ Januar l957 nach Art" 2 € 55 Abs„ 2
des Arbeiterrentenversicherungs—Neuregelungsgesetzes (ArVNG)

alter Fassung (aF) —das heißt der bis zum Rentenversiche—
rungseÄnderungsgesetz vom 9. Juni 1965 (BGBl I #76) gelten—
den Fassung

— nur in Betracht kommt, wenn für den versicher—

ten während mindestens 10 Jahren Beiträge für eine versions?

rungspflichtige Beschäftigung in einem landwirtschaftlichen

Unternehmen entrichtet worden sind oder ob es der Beachtung
dieser Zehnjahresfrist nicht bedarf° '

Die Beklägte berücksichtigte bei der Festsetzung des Alters—
Ä rubegeldes des Klägers wegen Vollendung des 65„ Lebensjahres

>ab Februar 1961 auch Beitragszeiten vom Dezember_l920 bis

April 1928, in denen der Kläger auf zwei Gütern auf der

Insel Rügen als Deputatarbeiter beschäftigt gewesen ist„>

Während dieser Zeit sind 368, nach der.Meinung des Klägers

vsogar “ll Wochenbeiträge entrichtet werden° Die Beklagte
„_

lehnte den Antrag des Klägers; ihm für diese Zeiten nach ' ‘

Art„ 2 @55 Abs„ 2 ArVNG &? ein um 20 V‚H‚ gegenüber dem
nachgewiesenen Arbeitsentgelt erhöhtes Arbeitsentgelt anzu«

rechnen, ab, weil der Kläger nicht mindestens 10 Jahre oder)

520 Wochenin einem landwirtschaftlichen Unternehmenver«
sicherungspflichtig beschäftigt gewesen sei (Bescneid vom

5° Juni 1962; Widerspruchsbescheid vom 17° September/22a Okto«
‚ber 1.963)" Das Sozialgericht (SG) hat die Klage abgewiesen

(Urteil Vom 15„ Januar 1963)„ Auf die Berufung des Klägers

hat das Landessozialgericht (LSG)dieses Urteil und die
beiden Bescheide der Beklagten äufgehoben sowie die Beklagte
verurteilt, das Altersruhegeld des Klägers neu zu berechnen
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und dabei für die auf Dezember 1920 bis April 1928 entfal—
lenden Beiträge Arbeitsentgelte zugrunde zu legen, die

gegenüber den nachgewiesenen um 20 V„H° erhöht sind°

Das LSG hat die Revision zugelassen°

Die Beklagte hat Revision eingelegt° Sie rügt insbesondere

Verletzung des Art„ 2 5 55 Abs° 2 ArVNG aF„

Sie beantragt

das Urteil des LSGNiedersachsen vom 19. Novem«
ber 1963 aufzuheben und die Berufung des Klägers

gegen das Urteil des SG Lüneburg vom l5„ Januar'

1963 zurückzuweisen‚l

Der Kläger beantragt,’

die Revision der Beklagten zurückzuweisen°

‚II

Die Revision_der Beklagten ist nicht begründet„
„

_1. Die Beklagte hat in mehrfacherHinsicht für Teile des.
Begehrens des Klägers deSSen Beschwer in Zweifel gezo—

gen° Unschädlich ist es, daß die Beklagte ihre Bedenken_
‚zur Beschwer des Klägers erst nach Ablauf der Revisions—

begründungsfrist geltend gemacht hat„ Denn die Gerichte

haben von Amts wegen die besonderen und allgemeinen

Sachurteilsvoraussetzungen (Prozeßvoraussetzungen), die

ihrem Wesen nach unverzichtbar sind, zu prüfen (vgl‚ _

Rosenberg, Lehrbuch des Deutschen Zivilprozeßrechts‚

9° Aufl„ 1961, S„ &29; Haueisen, Die Beachtung nicht

gerügter Verfahrensmängel durch das Revisionsgericht,

NJW1961‚fs° 2329, hier s° 2330)°
Die Revision hält den Kläger durch den angefoChtenen

Bescheid für nicht beschwert; sie bezweifelt ferner die
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Beschwer des Klägers für die Berufung, glaubt aber ihre

Beschwer für das Rechtsmittel der Revision annehmen zu

können" Für bestimmte Zeiten führe eine Erhöhung der nach—

gewiesenen Arbeitsentgelte um 20 v„Ho, wie dies Art° 2

5 55 Abs° 2 ArVNG aF vorgesehen habe, nicht zu einer ande—

ren Beitragsklasse und daher auch nicht zu einer höheren

Rente des Klägers, wie sich im einzelnen aus folgendem

ergebe: Gehe man davon aus, daß die am l° Januar 1922 auf—

gerechnete Versicherungskarte Nr° 1 entsprechend der Be—

hauptung des Klägers Beiträge vom 1° Dezember 1920 an ente

halte, dann seien die in der Aufrechnungsbescheinigung die»

ser Karte vermerkten &} Beiträge der Klasse V solche vor
der Inflation. Da es sich bei der Klasse V um die höchste

Beitragsklasse gehandelthabe, könneselbst bei Erhöhung
des der Entrichtung dieser Beiträge zugrunde liegenden‘

Arbeitsentgelts keine höhere Beitragsklasse in Betracht

gezogen werden° Die weiteren 13 in dieser Karte vermerkten

Beiträge E enthielten als Inflationsbeiträge ohnehin keine

Werteinheiten und seien damit insoweit für die Rentenberech—

nung unergiebig° Die am 10. Februar 1925 aufgerechhete Ver—

sicherungskarte Nr° 2 enthalte lediglich Inflationsbeiträge,

bei denen wegen der fehlenden Werteinheiten eine Erhöhung

des Arbeitsentgeltes ausscheide° Entsprechendes gelte auch

für die in der am Ä„ Januar l92ü aufgerechneten versiche—

rungskarte Nr. } nachgewiesenen Inflationsbeiträge° Soweit

in dieser Karte ein Beitrag der Klasse 2 enthalten sei,

liege dieser Beitragsentrichtung nach der Verordnung vom

21° Dezember 1923 ein WochenVerdienst von 10 bis 15 Renten—

mark zugrunde° Wenn dieser Wochenverdienst um 20 v..H° er»

höht werden würde, würde er in seinem niedrigsten Wert noch

in der Lohnklasse 2 liegen, in seinem Höchstwert aber in der

Lohnklassé 5„ Es könne hier jedoch nur der Mittelwert des

Entgelts zugrunde gelegt werden, weil der Gesetzgeber in

einem entspreChenden Falle, nämlich in % l260 a der Reichs—1.
versicherungsordnung (RVG), einen solchen Mittelwert als
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maßgeblichbezeichnethabe°Derum20vun. erhöhteMittel—
wert von 12,50 Rentenmark der Lohnklasse 2 würde bei Erhö_
hung um 20 V„H. 15 Rentenmark betragen, also noch in dem

Bereich der Lohnklasse 2 liegen" Entsprechendes gelte
schließlich noch für 5 Beiträge der Klasse 2 in der Ver—
sicherungskärte Nr" 4, Insgesamt fehle dem Kläger, meint
die Revision, für den Inhalt der Versicherungskarten Nr° l

bis 3 und für die in der Versicherungskarte Nr, 4 enthalte—

> nen 5 Beiträge der Klasse 2 die Beschwer. '

t , ., ‚ - ‚ - ‚
Has zunächst die Beschwer der Beklagten für das Rechtsmit—
tel der Revision anlangt, so ist diese nicht zu bezweifeln,

und zwar unabhängig davon, ob man der Lehre von der f0rmel—

len Beschwer oder derjenigen von der materiellen Beschwer

folgt, Nach der Lehre von der formellen Beschwer ist eine

Beschwer des Rechtsmittelklägers anzunehmen, wenn ihm die

gerichtliche Entscheidung etwas versagt, was er im voraus—

gegangenen Rechtszug beantragt hat; die Beschwer ergibt

sich aus dem Vergleich der Anträge des jetzigen Rechtsmit— Ü

telklägers in der Vorinstanz und dem der Rechtskraft fähi—

gen Inhalt der Entscheidung (R62 100, 208; RG Gruch Beitr°
62, 656; BGHZ 38, 290 unter Berufung auf Baumbach»Lauterbach;

Baumbach—Lauterbach, ZPO, 29, Aufl., Grundzüge } vor @ 511;

Baur, Zur "Beschwer" im Rechtsmittelverfahren des Zivilpro«
22e33es in Festschrift für Friedrich Lent zum 75. Geburtstag,
1957, S“ 16; Lent, Anmerkungen JZ 1955, 276 und l955, 423;

_Lent—Jauernig, Zivilprozeßrecht, 12. Aufl. 1965, S, 205;

Nikisch, Zivilprozeßrecht, 2. Aufl. 1952, 8° 469 f; Rosen»

-berg, aaO, S° 660 ff; Peters—Sautter—Wolff, Komm. zur '
Sozialgerichtebarkeit, @ 143 Anm. 1 b S, III/2, Anm. 4

s. III/ll). ' ‘ — ' " -

Der hiernach erforderliche Vergleich des Antrags der Revi—
sionsklägerin£im

Berufungsverfahren mit dem der Rechts—

kraft fähigen Inhalt des angefochtenen Urteils ergibt

folgendes: Die Beklagte hatte im Berufungsverfahren bean—
tragt, die Berufung des Klägers zurückzuweisen° Sie wider»
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setzte SiCh damit dem Bestreben des Klägers auf Zugrunde—
legung eines um 20 V„H° erhöhten Arbeitsentgeltes für die
ZGit von Dezember 1920 bis April 1928„ Demgegenüber hat
das LSG in dem mit der Revision angefochtenen Urteil dem
Antrag des Klägers entsprochen, die um 20 V.‚H° erhöhten
Arbeitsentgelte für die genannte Zeit zu berücksichtigen°
Der Vergleich zwischen dem Antrag der Beklagten und dem ‘

Entschéidunesaussprueh des Urteils des LSGergibt dem—
nach, daß die B9klagte in formeller Hinsicht beschwert

istu Diese Beschwerder Beklagten für die Revision läßt
SiCh ni0ht teilweise dadurch ausräumen, daß die Beklagte.
auch unter B€PÜCKSithigung aller in den Versicherungse
karten Nr° l bis 3 enthaltenen Beiträge und der in der
Versicheruneskarte Nr„ 4 enthaltenen } Beiträge der
Klasse 2 keine höhePen Beitragsklassen und damit keine
höheren Werteinheiten errechnet hat° Es kann offenblei—
ben, ob die Anwendung der Vorschrift des Art° 2 5 55
Abs„ 2 APVNG aF an die von der Beklagten genannten Bei—
träge zu für den Kläger günstigeren Beitragsklassen und
damit zu anderen Werteinheiten führt oder ob dies nicht

der Fall iSto Dem Kläger lag■ und liegt nämlich nur an
‚einer Verurteilung der Beklagten demGrunde nach; auf
‚die Berechnung der Höhe der Rente kam und kommt es ihm
im anhängigen Verfahren nicht an, so daß es ohne Belang
‚ist‚ Ob man die Klage als verbundene Anfechtungs» und

Leistungsklage nach 5 5a Abs„ 1 und 4 des Sozialgerichts—
gesétzesé(86G) oder als Anfechtun$s— und Verpflichtunge—

klage nadh @54 Abs„ 1 SGGverstehen soll, denn in beiden
Fällen iet es als Folge der verurteilung des Versiche—

Pungsträgers dessen Aufgabe, die Rente des Klägers nun—
mehr im einZelnen der Höhe nach zu berechnen„

Ebenso wie die Beklagte nach der Lehre von der formellen
Beschwerfür die ReVision beschwert ist, ist sie es auch
neeh der Lehre von der materiellen BeechWer„ EieSe Lehre.

7„ e
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läßt die vom jetzigen Bechtsmittelkläger in der Vorinstanz

gestellten Anträge außer Betracht, da das Gericht nur auf

die Prozeßbitte des Klägers, nicht aber auf den Anwei—

sungsantrag des Beklagten zu entscheiden habe, Für die

Eéhre von der materiellen Beschwer ist es allein entschei—

dend, ob der Beklagte mit seinem Rechtsmittel "eine gun“

stigere Stellung" erstrebt (vgl„ BGH JZ 1955, 276; BGH JZ
1955, 423 : NJW 1955, 545; Ascher, Die Beschwer des
Rechtsmittelklägers also Voraussetzung der Zulässigkeit

des Rochtsmittels, MDR 1953, 58%; Blomeyer, Zivilprozeß—

recht, 1963 s„ 514 f; Habscheid, NJW 1964, 234; Nicolini,

NJW1955, 616 f; Stein—Jonas-Pohle, ZPO, 18° Aqu, €»511
II A 2; Thomas—Putzo, ZPO, 2„ Aufl, 1965, Vorbemerkung
% 5ll IV 2; a,M„ Lent, Besprechungen der BGH—Urteile, JZ
1953, 276 und 1955, 423; Baur, aaO, S° 1 ff, 1“, 16)°

Daß dies hier angesichts der verurteilung der Beklagten

durch das Berufungsgericht der Fall ist, bedarf Keiner

weiteren Begründung. 1 '

, , , ,
Die Beschwer_des Klägers für die Berufung läßt sich ent—

gegen der Auffassung der Beklagten auch nicht teilweise

in dem von dieser bezeichneten Umfang in Abrede stellen°

Nach der hier allein in Betracht kommenden Lehre von der

formellen Beschwer
— die Lehre von der materiellen Be—

schwer scheidet aus, weil sie eine hier nicht vorliegende

Berufung der Beklagten voraussetzen würde —_ ist der Klä—

ger für die Berufung beschwert, weil das SG entgegen dem

Antrag des Klägers es abgelehnt hatte, die Streitigen *
Arbeitsentgelte dem Grunde nach 9m_20 V„H„ zu erhöhen,

! 4 ‚ ‚ .
Schließlich iSt der Kläger auch durch den angefochtenen
Bescheid beschwert, weil ihm die Beklagte die'beantragte
Verbesserungéder unterbewerteten Bezüge um 20 V,H° nach

Art° 2 $ 55 Abs° 2'ArVNG aF schlechthin verweigert und

er sich hier3egen mit der Behauptung zur Wehr gesetzt hatte,
_

er sei durchiden Bescheid der Beklagten beschwert (vgl.°
Peters—Sauttér—Wolff, aaO, @ 5% Anm„ 2 d S, 178),
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In der Sache selbst sieht sich der Senat nicht veranlaßt,

von der bisherigen Rechtsprechung zu Art„ 2 @ 55 Abs„ 2

ArVNG aF abzuweichen„

(NachArt„ 2 5 55 Abs„ 2 ArVNGaF ist der Berechnungder
für den Versicherten maßgebenden Rentenbemessungsgrund—

lage auf Antrag für Zeiten vor dem l° Januar 1957, für

die der Versicherte die Voraussetzungen des Art„ 2 5 55

Abs„ 1 ArVNG nachweist, ein Arbeitsentgelt zugrunde zu

legen, das um 20 V.H° gegenüber dem nachgewiesenen Arbeite-

entgelt erhöht istn In Art° 2 5 55 Abs° l ArVNG aF ist u‚a.

bestimmt: "Weist der Versicherte nach, daß für ihn vor dem
Inkrafttreten dieses Gesetzes während mindestens zehn Jah—

ren
Beiträge für eine versicherungspflichtige Beschäfti—

gung in einem landwirtschaftlichen Unternehmen (@ 915 Abs„i

Buchstabe a der Reichsversicherungsordnung)
„°„ entrichtet

werden sind und ihm während dieser Zeit neben Barbezügen

als Sach— oder Dienstleistungen freier Unterhalt (Kost und—

Wohnung) oder entsprechend Sachbezüge gewährt wurden, so
ist die .°7 Rente ohne Kinder2u50huß um 10 vom Hundert zu

erhöhen; .+.".

‘ Die hier maßgebliche Streitfrage, ob auch in‘Abs° 2 des"

Art‚ 2 @ 55 ArVNG aF wie in Abs° 1 dieser Vorschrift vor-
ausgesetzt?Wird, daß die unterbewerteten Sachbezüge wäh—

rend mindestens zehn Jahren gewährt worden sind? hat der

erkennende;8enat bereits in seinem Urteil vom 25° Mai 1965

— 12 RJ 206/62 — (SozR ArVNG Art„ 2 € 55 Nro 5) verneint°

Er hat in diesem Urteil u.a° ausgeführt, der Wortlaut der
streitigenäVorschrift sei nicht eindeutig; nach dem Wort—

laut des Abs„ 2 aaO sei es zum mindesten nicht auszuschlie—

ßen,daßdie Zeiten, für die der Versichertedie Voraus—‘
setzungen des Abs‚ 1 aF nachweisen muß, nicht mindestens

zehn
Jahrejgedauert

zu haben brauchen; wegen des nicht

eindeutigen Wortlauts des Abs° 2 müßten bei dessen Ausle»

gung um
sofmehr der Zusammenhang, in dem die Vorschrift

.—9„
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im Gesetz stehe, und ihr Zweck unter Beachtung des Ausle—

gungsergehnisses berücksichtigt werden; Zusammenhang und

Zweck nötigten;zu der Auslegung, daß Abs° 2 die in ihm

vorgesehene Erhöhung des Arbeitsentgelts unabhängig von

der Dauer der unterversicherten Beschäftigung vorschreibe;

die darin liegende Abweichung von der in Abs° l getroffe—

nen Regelung sei wohlbegründet‚ weil dort die Dinge völlig

anders lägen; der Gesetzgeber habe bei der Umstellung der

alten Renten eine die Rentenversicherungsträger nicht zu
sehr mit Vérwaltungsarbeit belastende, verhältnismäßig

leicht durchführbare, wenn auch grobe Lösung finden müssen;
er habe sie mit der pauschalen Erhöhung der umgestellten

- Rente um 10 v„H„ gefunden; es sei aber selbstverständlich,
daß eine solche Erhöhung der gesamten Rente nur bei recht

erheblichen Zeiträumen mit unterbewerteten Sachbezügen ver—
' tretbar sei, nicht aber bei einer nur geringen Dauer dieser

Zeiten; während in Abs‚ 1 das Erfordernis mindestens zehn—
jähriger Dauer sinnvoll sei, könne von einer solchen oder

ähnlichen Zwangslage des Gesetzgebers bei Abs° 2 jedoch

keine Rede sein° .._ _
‘ > ‘ b

Gegenüber

dieJer
Rechtsprechung des erkennenden Senats macht

die Revision unter Hinweis auf Ausführungen von Söchting in

Soners 1966‚„292 insbesondere geltend, die Argumentation

des erkennenden Senats, "Zusammenhang und Zweck der Vorschrift

nötigen vielmehr zu der Auslegung, daß Abs° 2 die in ihm vor—

gesehene Erhöhung des Arbeitsentgelts unabhängig von der Dauer

_der unterversicherten Beschäftigung vorschreibt", zeige sicher

‘ einen "logischen Zusammenhang auf", jedoch lasse sich ein Ge—

setz nicht immer "aus der Logik heraus" auslegen° Es müsse,

deshalb für die Gesetzesauslegung in erster Linie auf den
‘

erkennbaren Willen des Gesetzgebers zurückgegriffen werden,

Was das Bunde$sozialgericht (BSG) hier unterlassen habe„ In»,

des habe es dies auch nicht gekonnt, weil ihm die Vorstel—
_

lungen des Gesetzgebers nicht bekannt geworden seien„ Eine'

-]_Os
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; unklare, mehrdeutige Vorschrift mit demSinn des allgemei—

nen Gesetzesrahmens, in dem die auszulegende Vorschrift

steht, zu deuten, heßc, zu verkennen‚daß Gesetze nicht

—immer logisch seien und daß der Gesetzgeber mitunter ge—

wisse Härten absichtlich oder auchunabsichtlich einbaue,
die dann später evtl° durch ein neues Gesetz beseitigt‚

oder gemildert würden„> '

Demgegenüber ist auf folgendes hinweisen: Maßgebend für die

Auslegungieiner Gesetzesvorschrift ist der in dieser zum
_

Ausdruck gelangendé objektivierte Wil-le des Gesetzgebers,

so wie er
sich

aus dem Wortlaut der Gesetzesbestimmung und

dem Sinnzusammenhang ergibt,-in den diese hineingestellt

ist (BVerQGE1, 299, 312; 8, 271, 307; 10, 25a, 214; 11,

126,130;?19‚354,362;BGHZ33, 321,330;16, 170,577;
37, 58, 60; 46, 71 76- sense17, 21, 23, 20,104 107)
Dem Ziel, den objektivierten Willen des Gesetzgebers zu
eriassen,■d1enen die nebeneinander zulässigen, sich gegenw

seitig ergänzenden Methoden der Auslegung aus dem Wortlaut

der Norm, ‘aus dem systematischen Zusammenhang, aus der Ent—

stehdngs gäschichte und aus ihrem Zweck (EverfGE l].,126‚
130)„ Man spricht insoweit auch von sprachlich— grammatischer‚

systematidcher, historischer und teleologischer Interpre——'
tation‚ Regelmäßig wird —so hat es auch der erkennende

.Senat gehalten
— mit der Auslegung nach dem Wortlaut begon—

nen
(BGHZiH6, 7&, 76; BGHSt14, 116, 118; 18, 151, 152;

19, 158,_1;59)° — ' '

Daß sg;agp■igh;grgmmatiggh die streitige Vorschrift mehreren
Auslegungdn zugänglich ist, hat der Senat ausgeführt„ Die

Bevision Üezweifelt das nicht„

Die EE?PSE@EÄESPEAuslegung erfordert, daß die einzelnen

Gesetzesbestimmungen nicht isoliert für sich, sondern in

ihrem äuße}en Ordnungszusammenhang und ihren inneren Ver—
knüpfunge@ gesehen werden‚ Die inneren Sinnverbindungen

..]_l..
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eines Gesetzes wirken sich auf die Auslegung einer Einzel—

norm aus‚
Es gilt den Geeamtwillen des Gesetzes zu erfas—

sen und
von

daher die Einzelnorm in rechter Weise einzu—

ordnen° Dem Willensziel, von dem sich der Gesetzgeber bei
Abfassung der Normen der Rentenversicherungs—Veuregelungs—

gesetze leiten ließ, war bei den Neurenten — nur auf sie

bezieht sich Art„ 2 @55 Abs° 2 ArVNGaF - die Rente nach
der Lebensarbeiteleistung des versicherten zu bemessen„

Der Senat hat dieses Ziel ausdrücklich genannt (aaO,

Bl„ A a } Rückseite) und damit der systematischen Ausle—

-gung den ihr gebührenden Platz eingeräumt° ‘

Die Entstehypgsgesghigh£e des Art„ 2 5 55 Abs; 2 ArVNGaF
gibt für die hier streitige Frage nichts her (vglo die Ver—

handlungen des Deutschen Bundestages, 2„ Wahlperiode, 1953,

Stenographische Berichte, Band 34, 186„ Sitzung vom 18°l°

1957, SO 10ü5l, 10568 f)„ Auch die Revision und Söchting
(aaO, 293, rechte Spalte oben) erkennen dies° Es ist daher
verständlich, daß der erkennende Senat in seinem Urteil

auf die une%giebige Entstehungsgeschichte der Norm nicht

.eingegangenlist° *

Aus der 39339}pgi99393 Interpretationsweise läßt sich auch

nichts gegen die Auslegung durch den Senat einwenden° Mit

der
teleoloéisdhen Interpretation soll unter Berücksichti—

gung des
Redhtssystems,

der Rechtsgeschichte und des Wil—

lens des Ge‘etzgebers die in dem Rechtssatz zum Ausdruck

gekommene
W3rtung

der Interessen ermittelt werden (vgl° zB

Wolff, VerwadtungsrechtI, 2. Aufl. 1958,s„ 11l)„ Auch
das ist gescbehen„Dabei hat der Senat die unterschiedli—
che InteressEnlage nach Abs° l und Abs. 2 beachtet (aaO,

Bl. 4)‚ ‘

Wenn die Rev sion dem Gesetzgeber letztlich unlogisches,

sogar bewußt s Fehlgehen im Gesetzgebungsakt zuschreiben

will, kann ihr darin nicht gefolgt werden° Daß der Gesetz«
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geber sich{so hat verhalten wollen, hat die Revision im

einzelnen dicht dargetän° Regelmäßig ist dem Gesetzgeber
nicht zu

unterstellen, daß er Gesetzgebungsakte setzen

will, die in ihrer Anwendung zu sinnwidrigen, unvernünf—

tigen
Erge3nissen

führen

Die Revisi@n will
ihren Standpunkt ferner mit der Entste—

hungsgeschichte der Änderung des Art, 2 @55 Abs„ 2 ArVNG
durch das äentenversicherungs—Änderungsgesetz (RVÄndG)
belegen° Sie hält dem Urteil des 4° Senats des BSG vom
12„ Mai 1966 - 4 RJ 327/63 _ (SOZRArVNG Art. 2 5 55 Nr„ 8),'

mit dem sich der 4° Senat der Rechtsprechung des erkennen—
den SenatSjangeschlossen und ausgesprochen hat, aus der

Neufassung der Vor50hrift des Art° 2 @ 55 Abs° 2 ArVNG lasse

sich nichts Gegenteiliges entnehmen, entgegen, in diesem

Urteil seiinur ein Teil der Entstehungsäeschichte des RVÄndG

herausgegryffen werden, Der Gang des Gesetzgebungsverfahrens

erschöpfe sich
aber nicht in der 2° und 3„ Lesung des Bundes—0

tages, sonhern Regierungsentwurf‚ Stellungnahme des Bundes—

rates und Cegenstellungnahme der Bundesregierung sowie das

Ergebnis der Aussehußberatungen umfaßten den wesentlichen

und mitunter
— so jedenfalls hier —entscheidende und wesent4

liche Hinwbise gehenden Teil der Entstehungsgeschichte°

Der Revisibn kann zugegeben werden, daß, wenn auch mit der

gebotenen orsicht und Zurückhaltung, ebenfalls die Entste—

hungsgeschichte ein % Gesetzesvorschrift zu deren Auslegung
heranzuziehen ist (Vgl Enneccerus—Nipperdey, Allgemeiner
Teil des Bürgerlichen Rechts, Ein Lehrbuch, l„ Hälbband,

15 Aufl 1959, S 329 f; Lehmann—Hübner, Allgemeiner Teil

des BGB, j5
Aufl„ 1966, S 61 f) Die Revision hat aber

n:Loht

die7Entstehungsgeschichte

des Art 2 5 55 Abs, 2
ArVNG

aF im Aug ,
die — wie bereits festgestellt — unergiebig ist,

sondern d'ejenige der Neufassung dieser Vorschrift durch das

RV'ÄndG° D s ist zu scheiden. Die frühere, in diesem Verfah—‚'

_ren
maßge$iiche

Fassungdes Art° 2 5 55 Abs° 2 ArVNGläßt '
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sich aber entgegen der Fassung der Revision nicht anhand

der Entstehungsgeschichte der Neufassung derselben Vor—

schrift durch

das Vorbringe

hungsgeschich I\e der Neufassung des Art„ 2 © 55 Abs° 2

jdas RVÄndGauslegen° Wenn auch insoweit
der Revision, es hätte die gesamte Entste—

ArVNG durch das RVÄndG zur Auslegung der früheren Fassung
dieser Vorschrift mit herangezogen werden müssen, und zwar

mit demErgebnis, daßwie in Abs° 1 derselbenVorschrift
(aF) auch in Äbs° 2 aF die Zehnjahresfrist zu beachten ge?

wesen sei, keine Grundlage für die Auslegung der Vorschrift

abzugeben vermag, gibt es doch Veranlassung, die Sache un»

ter einem anderen Gesichtspunkt zu prüfen, nämlich dem der

weiteren Reehtsentwicklung (Vgl„ BGHZ46, 7%, 83)°

Dkse Prühng hat davon auszugehen, daß die Vorschrift des

Art° 2 S 55 Abs„ 2 ArVNG aF unterschiedlich ausgelegt

werden konnte iund auch ausgelegt werden ist, Im Sinne
der Revision hatten sich z‚B. Elsholz—Theile, Die gesetz»
liche'Rentenv
Breithaupt 19&

rsicherung, s. 449 zu 1 b und LSG Hamburg,

,
“58 erklärt, während der Verbandskommen—

tar (@ 1255 Anm. 25, 6° Ergänzung, 10 August 1963) sich,

gegenteilig geäußert hatte° Im Verlauf der Gesetzgebungs-
arbeiten am RVÄndGist zunächst davon ausgegangen worden,
daß in Art° 2

in Bezug geno

Beseitigung v

rungen, Bunde

s„ 16, 30; st
Gegenäußerung

des Bunde

Ausschuss

833n

des

von der Bunde

zes über die

tenversicheru

Sehriftlicher

@ 55 Abs° 2 ArVNG aF Abs° 1 aF vollständig

nmen werden sei (Entwurf eines Gesetzes zur
on Härten in den gesetzlichen Rentenversiche«

stagsdrucksaehe IV/2572 vom 23‚ September 196M,

ellungnahme des Bundesrats zu Nr, 27 S. 37;

der Bundesregierung zu den Änderungsvorschlä—

srats zu Nr, 27 —S, #1 —; Schriftlicher Bericht

es für Sozialpolitik (20° Ausschuß) über den

sregierung eingebrachten Entwurf eines Geset»

Beseitigung von Härten in den gesetzlichen Ren—

ngen,
Bundestagsdrucksache IV}5253, 8° 52; “

Bericht des Ausschusses für Sozialpolitik
(20° Ausschuß ) Zur Drucksache IV/3235, Bericht des Abgeord—

‘— ih ;
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neten

Oll%sch,

S0 9 f). Erst als das Urteil des erkennen—

den Senats Vom 25„ Februar 1965, in dem der Senat zu dem
Auslegung%ergebnis gelangt war, in Abs° 2 werde nicht die
Zehnjahre%frist

des Abs„ 1 gefordert, den Gesetzgebungs—

organen bekannt geworden war, änderte sich die Sachlage„

Im Bundes%ag
ist das Urteil des erkennenden Senats, aus

demTeile
tungen ge

vom 1 °
‘

geher fre

nis ' de

Ap%ii 1965 8° 8882 bis 8886)°

;

sogar verlesen werden sind, Gegenstand der Bera—

esen (vgl„ Deutscher Bundestag‚ 176. Sitzung
Es stand dem Gesetz—

, wie er sich in Kenntnis des Auslegungsergeb- ‚'

erkennenden Senats bei der Neufassung der strei—
tigen Vor%chrift verhalten wollte, insbesondere stand

es

ihm frei,

ihn der e

für die Zukunft einen anderen Weg zu gehen, als

kennende Senat gegangen war" Der Gesetzgeber des

RVÄndG hat aber dem Urteil sogar wesentliche Anregungen

für die
N%ufassung

entnommen° Er hat nämlich, offensicht—

lich wie das Urteil davon ausgehend, daß
es mit den Zielen

des ArVNG ;

wirtschaf

bei unter

ArVNG aF

schließen?

fünf Jahr:

Frist von

sind offe

wesen (vg

Berechtig

}

3
„

unvereinbar und unbillig wäre, 2 B„ einen la nd—
tlichen Arbeiter mit nahezu zehn Jahren Arbeit

bewerteten Sachbezügen von der in Aftß 2 © 55

vorgesehenen Erhöhung des Arbeitsentgelts auszu—

die Frist von Zehn Jahren um.die.Hälftg‚auf
herabgesetzt, und dafür, daß immerhin eine

dieser Dauer für angemessen gehalten worden ist,

isichtlich verwaltungsmäßige Gründe maßgebendge—
1" Gellhorn‚ BABl 1965, 596), Gründe also, deren

ing der erkennende Senat bei seiner Entscheidung

unzweideutig anerkannt hatte° Keineswegs ist das Urteil im

Bundestag

wenn auch

heit Resp

festzuste

Hinweis d

angegriff

schauend

auf Ablehnung gestoßen° Im Gegenteil ist ihm,

nicht für die Zukunft,
ekt gezollt wordeno Zusammenfassend ist daher

llen‚ daß sich aus der Rechtsentwicklung kein

afür gewinnen läßt, Wonach die von der Revision

ene Rechtsprechung des erkennenden Senats rückm

zu verwerfen und daher nicht mehr anzuwenden wäre°

so doch für die Vergangen» _:
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Die weitere R chtsentwieklung ergibt vielmehr, wie dargetan,

_dasGegenteil ' ' ’ VÖ} ’ ‘

Wenn es auch utreffend ist, daß die Neufassung des Art° 2
5 55 Abs° 2 A VNGdurch das RVÄndGim Hinblick auf die
streitige Fri thestimmung gegenüber der vom BSGder alten
Fassung diese Vorschrift gegebenen Auslegung wegen des

nunmehr verlängerten Sachbezuges "während mindestens fünf
Jahren” für die V6P510h6rten eine Verschlechterung bringt,
kann dem Geda kengang der Revision nicht gefolgt werden,
das RVÄndG

ha£e

die Beseitigung von Härten zum Ziele ge—
habt und deshälb könne von einer Härtenbeseitigung nur ge—
sprechen werden, wenn man entgegen der Auffassung des erken—l

menden Senats bei der alten Fassung des Art„ 2 5 55 Abs„ 2
ArVNG eine Ze njahresfrist annehme, die dann auf fünf Jahre

in der Neufanune derselben Vorschrift durch das RVÄndGgew
mildert werden sei„ Das RVÄndG bezweckte nämlich nicht nur‘

die Beseitigung von Härten in den gesetzlichen RentenVer—
sicherungen„ Wie bereits die vollständige Bezeichnung des
Gesetzes: "Geietz zur Beseitigung von Härten in den gesetz—
lichen

Renteniersicherungen

und zur Änderung sozialrecht—

licher
Vorschriften"

erkennen läßt, verfolgte der Gesetz—
geber einen dlppelten Zweck; Die Beseitigung von Härten

in den gesetz ichen Rentenversicherungen und die Änderung

sozialrechtli her Vorschriften° Auch inhaltlich entspricht

dieses GesetzfderdoppeltenZielsetzung (vg1‚ Jantz, BAB1
1965, 585)° Démit ist der von der Revision gezogene Schluß,

die einzig rithtige Auslegung der streitigen Vorschrift sei

diejenige, di von einer Zehnjahresfrist ausgehe, unzutref—
fend°

Es ist also v n folgendem Ergebnis auszugehen: Art„ 2 5 55‚
„

Abs„ 2 APVNG F setzt im Gegensatz zu Abs„ 1 dieser Vor— '

schrift (aF) icht voraus, daß die unterbewerteten Sach—

bezüge währen| mindestens zehn Jahren gewährt werden sind.°
Im Falle des rlägefs Sind demnach bei der Festsetzung des

—16_—
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A1térsruhegeädsfür die auf Dezember3920 bis April 3928
entfallendenjBeiträge Arbeitsentgelte zugrunde zu legen,

die gegenüber dem nachgewiesenen um 20 v H„ erhöht sind

Zu diesem Ergebnis ist auch das LSG gelangt so daß sich

die Revisiom‘der Beklagten als unbegründet erweist„ ‘

Die Kostenedtscheidung folgt aus @ 193 SGG°
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